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1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

1.5 

2. 

2.1 

2.2 

( Die Nummerierung erfolgt analog § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

Art und Maß der Nutzung 

WA Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO 

Das Maß der baulichen Nutzung für das Bebauungsplan-Gebiet 

ist durch die maximal überbaubare Fläche, die maximale Ge¬ 

schoßflache und die festgesetzte Zahl der Geschosse fixiert: 

I+D Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO); max. 0,4 und 

Geschossflächenzahl (§ 20 BauNVO): max. 0,5 

II Grundflächenzahl (§19 BauNVO): max. 0,4 und 

Geschoßflächenzahl (§ 20 BauNVO): max. 0,8; 

Die Flachen von Aufenthaltsräumen in anderen als Vollgeschos¬ 

sen einschließlich der zugehörigen Treppenräume und einschl. 

ihrer Umfassungswände sind bei Ermittlung der Geschoßfläche 

mitzurechnen. 

/-ahl der zulässigen Vollgeschosse als Höchstwert 

I+D 1 Vollgeschoß und Dachgeschoß 

Dachgeschosse sind /nach Art. 48 BayRl und § 14 DVBayBO aus¬ 

zuführen. Das Dachgeschoß kann auch ein Vollgeschoß nach 

^rT. 2, Abs. 4 BayBO sein. 

+ F Garage und Dacfngeschoß 

Dachgeschosse sind nach Art.48 BayBO und § 14 DVBayBO auszu¬ 

führen und nicht als Vollgeschosse nach Art. 2, Abs. 4 BayBO. 

Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise 

Die überbaubaren Grundstücksflächen auf noch nicht bebauten 

Grundstücken oder Grundstücksteilen werden durch Baugrenzen 

festgesetzt: 

- Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO 

Eine Überschreitung der Baugrenzen in geringfügigem Ausmaß 

(z.B. für Erker, Baikone etc.) ist gemäß § 23 Abs. 2 und 3 

BauNVO zulässig. 

Flä_chen fürT Stellplätze, Garagen und Nebengebäude 

Die Errichtung von Garagen ist ausschließlich auf den mit ne¬ 

benstehendem Planzeichen gekennzeichneten Flächen zugelassen. 

Abweichend von dieser Festsetzung können die Garagen auch im 

Erdgeschoß der* Hauptbaukörper integriert werden. 

18.-19.entfällt 

20. Maßnahmen zur Landschaftspflege 

20.1 

4.2 

Die mit nebenstehendem Planzeichen gekennzeichnete vorhand¬ 

ene Bepflanzung ist in ihrem Bestand zu sichern, zu erhalten 

und entsprechend zu pflegen. 
IGa! L-1 

4.3 

4.4 

! Ne: 

[St] 

Flächen-Umgrenzung für Garagen. 

Garagen, die an einer seitlichen Grundstücksgrenze zusarnmenge- 

baut werden, sind in Form, Dach-Neigung und -material einheit¬ 

lich und ohne Absatz auszuführen. Die ersteingereichte Garage 

hat Vorrang. 

Flächen - Umgrenzung für Nebengebäude nach § 14 Abs.1 BauNVO 

wie Geräteräume, Holzlegen etc. bis max. 10 m2 Grundfläche je 

Grundstück, zulässig in Grenzbebauung mit gemeinsamer Brand- 

wand nach Art. 29 BayBO. 

21. entfällt 

22 -  Flächen für Gemeinschaftseinrichtungen 

Kinderspielplatz Ü 

Flächen für private Stellplätze, Stauraumtiefe rnind. 5,00 m. 

5.-10. entfällt 

11• kehrsflächen und Erschließung 

11.1 — ~ • • 

23. 

24. 

24.1 

11.6 ENTFALLT 

11.7 ? 

11.8 ~ « w 

11.9 

12.-13. entfällt 

Straßenverkehrsfläche 

Geliweg 

Straßenbegrenzungslinie 

entfällt 

Sichtdreiecke mit Angabe der Schenkellänge in Metern. 

Innerhalb der Sichtdreiecke ist jede Art von Bebauung 

und Bepflanzung sowie Ablagerung über 1.00 rn Höhe un¬ 

zulässig . 

Ausgenommen hiervon sind einzeln stehende f>ochstämmige 

Bäume, deren Krone auf einer Höhe von 2,0m beginnt. 

-Öffentliche Parkplätze auf Schotterresenf4aehe 

Einfahrt der Baugrundstucke in Pfeilrichtung 

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

Lärmschutzwand (absorbierende Holzkonstruktion) 

24.2 

24.3 

2.3.1 o 

2.3.2 

2.4 

® 

Die Gebäude sind gemäß § 22, Abs. 2 BauNVO in offener Bau¬ 

weise zu errichten. 

Die Gebäude sind gemäß § 22, Abs. 3 BauNVO in geschlossener 

Bauweise zu errichten. 

r'ie Firstrichtung der baulichen Anlagen ist entsprechend der 

Einzeichnung im Bebauungsplan anzuordnen und muß in Längs¬ 

richtung der Baukörper verlaufen. Dies gilt auch für Garagen. 

Andere untergeordnete Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO 

sind von dieser Festsetzung nicht betroffen. 

Firstrichtung 

Fi/strichtung wahlweise Ost-West oder Nord-Süd, 

es kann jedoch nur eine der beiden Firstrichtur^gen in An¬ 

spruch genommen werden, das mind. - Seitenverhältnis muß 

eingehalten werden. 

14. 

14.1 

15. 

15.1 

Flächen für Verwertung und Beseitigung von Abwasser 

Parkplätze, Stellplätze und Grundstückszufahrten sowie Fuß¬ 

wege sind überwiegend durchlässig zu gestalten (z.B. humus- 

°der rasenverfugtes Pflaster, Rasengittersteine, Schotter¬ 

rasen, ggf. auch sandgesch1 emrnte Kies- oder Schotterdecke) . 

Öffentliche und private Grünflächen 

Öffentliche Grünflächen bzw. gliederndes Straßenbegleitgrün. 

Bei Zu- und Abfahrten der Baugrundstücke kann das Straßenbe¬ 

gleitgrün im erforderlichen Ausmaß (max. 6,0 rn) unterbrochen 

werden. 

24.4 

25. 
16. 

17. 

entfällt 

Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen 

entfällt 

vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

Entlang der Bundesbahnlinie werden an den nächstgelegenen 

Immissionsorten in einem Abstand von ca. 20 m zur Bahnlinie 

die schall technischen Orientierungswerte der DIN 18 005 

ocha1lschutz im Städtebau” für allgemeine Wohngebiete von 

55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts um 12,4 dB(A) tags und um 

25,1 dB(A) nachts überschritten. Deshalb sind neu zu er¬ 

richtende Gebäude entlang der Bahnlinie so zu gestalten, daß 

Fenster von Wohn- u. Schlafräumen nur an der zur Bahnlinie 

abgewandten Seite angeordnet sind. 

Entlang de/- Staatsstraße 2084 werden an den nächstgelegenen 

Irrmissionsorten in einem Abstand von ca. 10 m zur Fahrbahn¬ 

mitte die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 

Schallschutz irn Städtebau" für allgemeine Wohngebiete von 

55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts um 8,0 dB(A) tags und 7 2 

dB(A) nachts überschritten. Deshalb sind neu zu errichtende 

Gebäude entlang der St 2084 so zu gestalten, daß Fenster 

von Wohn- u. Schlafräumen nur an der zur St 2084 abgewandten 

Seite angeordnet sind. 

Sollte eine Gestaltung der Wohngrundrisse entsprechend der 

Festsetzung Nr. 24.1 nicht möglich sein, dann sind die Fen¬ 

ster von Wohn- und Schlafräumen nur dann zur Bahnlinie hin 

zulässig, wenn vor den Fenstern dieser Räume Wintergärten 

vorgesehen sind, deren Belüftung seitlich angeordnet ist, 

oder sonstige gleichwertige Schallschutzrnaßnahmen getroffen 

werden. Ebenso können die Fenster als Schallschutzfenster 

der Schallschutzklasse 4 gemäß VDI-Richtlinie 2719 "Schall¬ 

schutz bei Fenstern” ausgeführt werden, wenn eine Querlüf- 

tung von lärmabgewahdten Räumen aus ermöglicht ist. 

Die Fenster an der Ost- u. Westseite sind als Schallschutz- 

ferster der Schallschutzklasse 3 auszubilden. 

Sollte eine Gestaltung der Wohngrundrisse entsprechend der 

Festsetzung Nr. 24.2 nicht möglich sein, dann sind die Fen- 

- t-p/ von Wohn- und Schlafräumen nur dann in einem Bereich 

von 30 m zu/ St 2084 hin zulässig. wenn vor den Fenstern 

dieser Räume Wintergärten vorgesehen sind, deren Belüftung 

seitlich angeordnet ist, oder sonstige gleichwertige Schall¬ 

schutzmaßnahmen getroffen werden. Ebenso können die Fenster 

als Schallschutzfenster der Schallschutzklasse 2 gemäß VDI- 

Richtlinie 2719 Schal1scfx/tz bei Fenstern" ausgeführt wer¬ 

den, wenn eine Querlüftung von lärmabgewandten Räumen aus 

ermöglicht ist. 

Bindungen für Bepflanzungen 

25.1 

_Mindestgröße von Baugrundstücken 
17.1 

Mindestgrößen für die Baugrundstücke werden nicht fest¬ 

gesetzt. 

Veränderungen der natürlichen Geländeoberfläche sind nur in 

geringem Unfang in Absprache mit der Kreisverwaltungsbehörde 

zulässig, sofern sie durch ein flaches Gefälle in die natür¬ 

liche Geländeform einbezogen sind. Steil herausragende Bö¬ 

schungen und Terrassierungen sind unzulässig. 

Die unbebauten Flächen der Baugrundstücke sind, soweit sie 

nicht als Geh- und Fahrflächen oder Stellplätze für Kraft¬ 

fahrzeuge festgelegt sind, gärtnerisch zu gestalten. 

vJe angefangene 200 m2 Grundstückfläche ist mind. 1 Laubbaum 

bodenständiger Art (einschl. Obstbäume) zu pflanzen. 

Dabei ist Art.47 des Ausführungsgesetzes zum BGB vom 20.7.82 

(Grenzabstand von Bäumen, Sträuchern usw.) zu beachten. 

T96 \ A- 

o 

25.2 Das Anpflanzen von buntlaubigen Laubgehölzen sowie blaunade¬ 

ligen Nadelgehölzen ist in den Vorgärten unzulässig. 

25.3 // Pflanzgebot gern. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB für standortgemäße, 

heimische Laubbäume 

26. entfällt 

27. Geltungsbereich 

29.4. Fassadengestaltung 

29.4.1 Die Fenster- und Türoffruriger nussen zu einer ausgewogenen 

Fassadeng1iederui g beit/ iyp| . 

27.1 Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

28. Vermaßung 

Vermaßjng in Metern, z.B. 6,0 m 

Fenster und Türen sind als stehende Rechtecke auszubilden. 

Flächen über 1,20 qm sind durch Sprossen oder Rahmen harmon¬ 

isch zu untergliedern. Unterschiedliche Fenstergroßen müssen 

gleichgeneigte Diagonalen aufweisen. 

29.4.2 Baikone sind in Holz auszufuhren. Ubereckbaikone sind nur zu¬ 

lässig, wenn sie umlaufend sind und keine Gebaudeeinschnitte 

er folgen. 

29. Bauliche Gestaltung 
29.4.3 Als Material für die Fassade sind verputztes Mauerwerk urxl 

Holz zulässig. 

In Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB werden gern. Art. 91 BayBO 29.4.4 

zur- baulichen Gestaltung Festsetzungen getroffen. 

Bei der Gestaltung der Gebäude sind folgende wesentliche 

Gestaltungselemente zu berücksichtigen: 29.4.5 

klar- gegliederte, längsgerichtete rechteckige Baukörperform, 

- geneigtes Satteldach, 

- große Dachüberstände nur in Verbindung mit Baikonen 

und Freisitzen. 29 4 6 

Lochfassade mit überwiegendem Anteil an geschlossenen Flächen 

Putzflachen sind in ruhiger Oberflächenstruktur auszuführen 

und in fiel len Töz-ien zu streichen. Stark Struktur ierte Putze. 

Zier putze sowie grell wirkende Farbanstr iche sirid unzulässig. 

Wandverkleidungen aus Keramik, Kunst- oder Natursteinplatten. 

Faserzementplatten o.ä. sind unzulässig. 

Zulässige Sichtblenden sowie Pergolen dürfen nur in Holz oder 

Mauerwerk ausgeführt werden. 

Holzschalungen si/xl mit stehender Verbretterung auszuführen. 

Grell wirkende Farbanstriche bei Holzverkleidungen sirxJ un¬ 

zulässig . 

29-1 Höhenentwicklung der Gebäude 

29-1-1/ Bei den noch nicht bebauten Grundstücken ist die Oberkante 

des Erdgeschoß-Fertigfußbodens auf die vorhandene Nachbar¬ 

bebauung auszurnitteln. Eine Hohe von 0,60 rn über Oberkante 

der fertigen, das Baugrundstück erschließenden Straße, ge¬ 

messen am Straßen- bzw. Gehsteigrand darf dabei aber nicht 

überschritten werden. 

29.5 Neben- bzw. Gemeinschaftsanlagen 

29.5.1 AbfalIbeha1ter sind entweder in die Gebäude zu integrieren 

oder- in baulichen Zusammenhang mit diesen unauffällig in das 

Raugebiet einzufügen. In der- Einfriedung eingebaute Müll be¬ 

halte/ sind ebenfalls zulässig. 

MjJ1 tonnenboxen in Sicht-, Waschbeton o.a. sind unzulässig. 

29.1.2 

29.1.3 

H 

29.1.4 

Als Wandhöhe gilt das Maß von der Oberkante der fertigen, 

das Baugrundstück erschließenden Straße, gemessen am 

Straßen-bzw. Gehsteigrand, bis zum Schnittpunkt der Aus- 

senkante-Umfassungsmauer mit der Oberkante-Dachhaut an 

der Traufseite des Gebäudes. 

Die Wandhöhe wird wie folgt festgesetzt: 

I+D max. 4,35 m. 

11 max. 7,10 rn, 

Ga+D max. 3,50 rn. 

Die Wandhöhe vor» Garagen- und Nebengebäuden regelt sich nach 

der Traufhöhe gemäß BayBO Art. 7, Abs. 5 

29.6 

29.6.1 

29.6.2 

29.6.3 

Einfriedungen 

Die Einfriedungen sind so zu gestalten, daß ein gefälliges 

und einheitl icl-ies Bild gewähr leistet ist. 

Eingangstüren u. Einfahrtstore sind höhenbündig mit dem Zaun 

in gleicher Ausfuhrungsart tier-zustelien. 

An den Grundstücksgrenzen sind Maschendrahteinfriedungen mit 

Hinterpflanzung aus heimischen Sträuchern oder Holzzäune mit 

senk/-. Lattung (Staketenzaun) zulässig, Zaunhol->e max. 1,00 m 

29.2 

29.2.1 

29.2.2 

Form und Gestaltung der Baukörper 

Der Grundriß der Baukörper muß die Form eines länglichen 

Rechteckes (Seitenverhältnis mind. 5 : 4) aufweisen. 

Haupt- und Nebergebäude sind als aesta 1 terische Einheit aus¬ 

zubilden. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Dachforrn, 

der verwendeten Materialien sowie der Farbgestaltung. 

C) VERFAHRENSVEME ZUR BEBAUUNGSPLAN-MEUAUFSTELLUNG: *6 0 L D A C H S I E D L U N 6* 

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS: 
Die Gemeinde hat in der Sitzung vom 02 02. die Aufstellung des Bebauungsplanes//hlossen. 

Der Aufstellungsbeschluß wurde am ,/f<3■ ortsüblich bekanntgemacht 

Schwindegg, den 27, 

Huber/1. Bürgermeister 

2. BÜRGERBETEILIGUNG: 

Die Bürgerbetei 1 igung gemäß § 3, Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung/fyr den Entwurf 

dieses Bebauungsplanes hat in der Zeit vom 22. 02 bis 22■ C3>-3Z stattgefunden. 

Schwindegg, den 2 7>..J.9fk 1994 
fern««, 

■&/ Hube/1 .Bürgermeister 

3. AUSLE6UN6: 

Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 02.02.1993 wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 

BauGB in der Zeit öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 2S-G2-23 orts¬ 

üblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, daß Bedenken und Anregungen während de/^(islegungs- 

frist vorgebracht werden können. 

Schwindegg, den 2 7. Jan, 1994 
Hubert 1.Bürgermeister 

4. SATZUNG: 
Die Gemeinde hat mit Beschluß des ßemeinderates vom 02.den Bebauungsplan gemä 

und Art. 91 der BayBO (Bay RS 2132-1-1) als Satzung beschlossen. 

Schwindegg, den 2 7. Jan. 1994 

5. ANZEI6E AN DAS LANDRATSANT NÜHLDORF a.INN: 

Die Gemeinde hat den am 2@- als Satzung beschlossenen Bebauungsplan am 2?- 02 f/Q nach 

§ 12 Abs. 1 BauGB angezeigt. 

Schwindegg, den 2-7,-• 

10 BauGB 

6. UNBEDENKLICHKEITSBESCHEIN16UN6: 

Das Landratsamt Mühldorf a.Inn hat mit Besehe id vouUCUSM Az.G/-&0ßSs2£IMät. erklärt, daß der 

am als Satzung beschlossene Bebauungsplan in der Planfassung vom gegen 

keinerlei Rechtsvorschriften verstoße, vorausgesetzt, diq Gemeinde befolgt die in diesem Bescheid 

näher bezeichneten Auflagen. 

faf rfi .' 
fe, • Landratsamt 

Mühldorf a.Inn, den 0 6.05. 94 

> ! Landratsamt 

yät’Nj & Rambold, Landrat 
7. BEKANNTMACHUNG: 

Die Bekanntmachung nach § 12 Bau68 erfolgte durch Äö*ii>af?g JjjHy^^ftstafel amDer Bebauungs¬ 

plan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen~DTenstzeiten (Montag bis Freitag von 8.00 bis 

12.00, Donnerstag auch von 14.00 bis 18.00 Uhr) in der Geschäftsstelle der Gemeinde ScXwl/tdegg zu Je¬ 

cermanns Einsicht bereitgehalten. Uber den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Verl/ger/Auskunft ge¬ 

geben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 und 4, der §§ 214 und 215 Bau6B ist/ing/wiesen worden. 

Der Bebauungsplan ist aamit rechtsverbindlich. 

2 7. April 1994 
Schwindegg. den 

Huber/ 1.Bürgermeister 

29.3 

29.3.1 

29.3.2 

Gestaltung des Daches 

Die Dachflächen sii-d rechteckig auszubilden, der Dachfirst 

rnuß in Längsrichtung der Gebäude verlaufen und ist in Ge- 

bäudernitte zu legen. 

Für Hauptgebäude sind nur Satteldächer, für Garagen und 

Nebengebäude sind auch Pultdächer zugelassen. 

Die Dachneigung wird wie folgt festgesetzt: 

I+D von 35 bis 39 Grad 

II von 26 bis 30 Grad 

Ungleiche Neigungswinkel der beiden Dachflächen sind unzu¬ 

lässig . 

29.3.4 

29.3.5 

29.3.6 Ga+D 

29.3.7 

29.3.8 

29.3.9 

29.3.10 

Anbauten wie Garagen und Freisitze etc. sind durch Absetzen 

der Dachfläche vom Hauptgebäude deutlich zu trennen. (Mind¬ 

estabstand zwischen Hauptdach und angeschlepptern Dach 1,0 m). 

Bei a/-»gebauten Garagen mit einer Breite über 4,00 rn und im 

Falle, daß ein Absetzen der Dachfläche nicht möglich ist, 

muß die Firstrichtung senkrecht zum Hauptbaukörper verlaufen. 

Satteldächer von Nebengebäuden, Garagen und Anbauten, die 

an das Hauptgebäude in gleicher Firstrichtung angebaut wer¬ 

den, müssen gleiche Dachneigung wie das Hauptgebäude haben. 

Garagen und Nebengebäude mit Pultdächern bzw. mit Sattel¬ 

dächern senkrecht zur Hauptgebäude-Firstrichtung können eine 

bis 3 Grad geringere Dachneigung als das Hauptgebäude haben. 

An den seitlichen Grundstücksgrenzen zusammengebaute Garagen 

zwischen den 1I-geschossigen Hauptgebäuden dürfen überdacht 

werden, wenn die Überdachung auf beiden Grundstücken gleich¬ 

zeitig geplant wird. 

Der- Dachraum kann zu Wohnzwecken genutzt werden (Einlieger¬ 

wohnung o.ä.). Die Überdachung ist in Form, Dach-Neigung und 

-material einheitlich und ohne Versatz auszuführen. Der erst- 

eingereichte Antrag hat Vorrang. 

Für neue Dachdeckungen werden naturrote Ziegel festgesetzt. 

Diese Festsetzung bezieht sich auch auf Garagen und Neben- 

anlagen nach Ziff. 4.3 der Festsetzungen. 

Für Anbauten (Wintergärten) sind auch Glasdächer zulässig. 

Dachgauben mit einer max. Fenstergröße von 1,50 m2 sind nur 

als stehende Giebel- oder Schleppgauben bei Dachneigungen ab 

35 Grad zulässig. 

Bei. außenwandbündigen Gauben (sogen. "Zwerchhäuser" ) sind 

auch größere Fenstergrößen zulässig. 

(Wo L\ 
Zwerchhäuser die sich aus der Fassade entwickeln und mind. 

1,0 bis max. 2,0 m über die Gebäudeflucht vorspringen, sind 

auch bei II-geschossigen Gebäuden ab 28 Grad Dachneigung zu¬ 

lässig. Die Zwerchhausbreite wird begrenzt auf max. 1/3 der 

Gebäudelänge. 

Die Summe der Gauben- u. Zwerchhaus-Ansichtsflächen darf 20% 

der Dachflächenseite (vertikale Ansichtflächen ab OK-Traufe) 

nicht überschreiten. 

Dachflächenfenster sind nur im untergeordneten Maß bis max. 

1.00 qm Glasfläche je Fenster zugelassen. 

Dachflächenfenster neben Dachgauben und Dacheinschnitte mit 

stehenden Fenstern sind unzulässig. 

Kamine dürfen nicht an Außenwänden liegen und müssen so ange¬ 

ordnet sein, daß sie in Firstnähe austreten. 

B) NACHRICHTLICH! OBERNAHMEN UNI) HINWEISE 

1 . 

2.-4 

5. MO 

8. 

9. 0 

Best chcmlc Gi 1111• I?;l ürkr.qronzpn 

out füllt 

Flurstüekimmmer, z.B. 440 

Vorhandene Wohngehäude 

Vorhandene Nebengebäude 

VorgeschIagene Bebauung 

Parze I I on-Nummer, z.B. ’> 

10. Grund- und Hochwar.r.erschu t z: 

10.1 Die Gebäude sind gegen Grundwasser zu sichern. Es wird empfohlen, die 
Keller des Baugebietes bis zur Straßenoberkante wasserdicht auszul »ihren., 

10.2 Bei der Genehmigung von Bauvorhaben ist damit zu rechnen, daß die hoch- 
wasserdichte Anlage von baulichen Anlagen, wasserdicht«' Kellei sowie 
die auftriebs- und ubsehwemmsicheio Engerling von wnssergefährdenden 
Stof f en verlangt w 11 <). 

11. Pflanzliste: 

Der Begründung ist eine Pflanz liste mit .st andort gemäßen, heimischen 
Bäumen und Sträuchern und Negat ivlisto bei gefügt., die bei der Pflanzen- 
auswahl zu beachten ist. 

12. Abänderung von ölfent 1ichen Verkehrs!lächen: 

Die durch Garagenneubauten odei Sto1Iplatzei i irhtung erforderlichen Ab 
änderungen an Einfriedung, Gehsteig und/odei Straße (Absenkungen etc.) 
gehen zu basten der einzelnen Grundstückseigentümer. 

13. entfällt 

14. Erschl i eßungs vor aus so t zungejj: 

Die Gebäude sind vor Bezugsfertigkeit an die zentrale Wasser'Versorgung:;- 
anlage und an die zentrale Abwasser'böseitigungsan1age anzuschließen. 

15. Kar t eny r undläge: 

Amtliches Katasterblatt M 1 : 1000 
Nr.: NO 7-22 u. 7-23.16 
Vermessungsamt Mühldorf a. Inn 1983 
Stand: Juli 1992; 
Ergänzung des Baubestandes erfolgte durch den P1anver1asser. 

16. Maßentnahme: 

Planzeichnung zur Maßontnähme nur bedingt geeignet; keine Gewähr für 
Maßhaltigkeit. Bei Vermessung sind etwaige Differenzen auszugleichen. 
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M 1 : 1000 

(•er fHebauuncjspJan umfaßt die innerhalb des gekennzeichneten Geltungsbereiches 

liegenden Flurstücke und Teilflächen von Flurstücken. 
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BEGRÜNDUNG ZUR BEBAUUNGSPLAN- NEUAUFSTELLUNG 

Nr.der GEMEINDE SCHWINDEGG : vom 02.02.1993 

für das 

Baugebiet: 

umfassend die 

Grundstücke 

mit den Fl-Nr.: 

PLANVERFASSER: 

A. Planungsrechtliche Voraussetzungen 

1. Der Bebauungsplan wurde aus dem fortgeltenden Flächennutzungsplan der 

Gemeinde Schwindegg vom 26.02.1982, geändert 22.09.88, entwickelt. 

2. Eine kommunale Entwicklungsplanung (MBek vom 24.6.1974 - MAB1 S. 467) 

besteht nicht. 

3. Der Bebauungsplan dient folgenden Zielen und Zwecken: 

Mit diesem Bebauungsplan soll die Rechtsgrundlage und die Städtebauliehe 

Ordnung für den im Plan begrenzten Geltungsbereich geschaffen werden. 

Die Änderung des alten Beb-Planes aus dem Jahr 1972 erfolgt in Abstimmung 

mit dem Landratsamt Mühldorf a.Inn, da bei Genehmigungsverfahren ständig 

mit Befreiungen gearbeitet werden mußte oder laufend vereinfachte Bebau¬ 

ungsplanänderungen erforderlich waren. 

Aufgrund von Baulandknappheit, steigender Grundstückspreise, großem Wohn- 

raumbedarf in der Region und der Anregung des Bayr. Staatsminister d. In¬ 

neren (Schreiben vom 10.02.92 - Gz IIB8-4631-022/90) wurde der vorhandene 

Bebauungsplan von 1972 überplant und eine Bauraumverdichtung vorgenommen. 

B. Lage, Größe und Beschaffenheit des Baugebietes 

1. Das 'Gebiet liegt ca. 300 m östlich des Ortskerns von Schwindegg, 

es wird begrenzt von der Bahnlinie, der Goldach, der Ornau u. der St 2084, 

es hat eine Größevon7,2700ha. 

2. Die Entfernung des Baugebietes zu folgenden Anlagen und Einrichtungen, so¬ 

weit diese nicht im Bereich des Bebauungsplanes liegen, beträgt: 

Bahnhof ca. 900 m, Volksschule ca. 800 m, 

OnniBushaltestelle ca. 900 m, Versorgungsläden ca. 300 m, 

Kirche ca. 500 m 

3. Das Gelände ist weitgehend eben, 

das Grundwasser liegt ca. 2,0 m unter dem Gelände. 

4. Der Boden besteht aus reinem Lehm bis ca. 5 m Tiefe, darunter kiesver— 

mischter Lehm. 

Die Gebäude sind gegen Grundwasser zu sichern. Die Ausbildung von wasser¬ 

dichten Wannen ist erforderlich. 

5. Die Grundstücke im Geltungsbereich sind bis auf Parz. 23 und 43 bebaut mit 

Ein- und Zweifamilienhäusern (Parz. 4 mit Mehrfamilienhaus). 

6. Es ist kein wesentlicher Baumbestand vorhanden 

(nur Hausgärten angelegt). ... 

Geändert eifern I o n 
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C. Geplärrte bauliche Nutzung 
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1. Die Art der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan wie folgt festgesetzt: 

Art der Nutzung n. BauNVO Brutto- Fl-Nr. 

flache 

WA - Allgem. Wohngebiet 7,2700 ha 115 bis 467/6 

§ 4 BauNVO (Aufteilung wie Deckblatt) 

2. Im Baugebiet sind vorgesehen: 

60 II- geschoßige Wohngebäude mit ca. 160 Wohnungen, 

19 I+D- geschoßige Wohngebäude mit ca. 30 Wohnungen. 

ca. 160 Garagen und ca. 30 Pkw-Stellplätze (privat). 

3. Es ist damit zu rechnen, daß die Möglichkeiten des zusätzl. Bauraumes 

innerhalb von 10 Jahren ab Inkrafttreten des Bebauungsplanes realisiert 

werden. 

Bei durchschnittlicher Belegung von 3,0 Personen/Wohnung werden 

dann ca. 570 Einwohner mit ca. 50 volksschulpflichtigen Kindern 

in dem Gebiet wohnen. 

4. Flächenverhältnisse: 

a) Das Netto-Bauland (= Gesamtfläche aller Baugrundstücke) 

umfaßt: 6,3900 ha (1) 

Die Verkehrsflächen für die innere Er— 

Schließung umfassen: 0,8000 ha (2) 

Somit umfaßt das Brutto-Bauland (Summe 1-2) 

E>ie örtlichen Grün- und Freiflächen umfassen: 

Öffentliche Grünflächen 

Gemeinbedarfseinrichtungen (Kinderspielplatz) 

Somit umfaßt die Brutto-Baufläche (Summe 3-5) 

b) Von der Brutto-Baufläche (6) entfallen auf 

7,1900 ha (3) 

0,0050 ha (4) 

0,0750 ha (5) 

7,2700 ha (6) 

das Brutto-Bauland (3) 

die örtl. Grün- u. Freiflächen (4) 

die Flächen für Gemeinbedarf (5) 

98,9 % 

0 % (kleiner 0,1 %) 

1,1 % 
- = 100 % 

c) Vom Brutto-Bauland (3) entfallen auf 

das Netto-Bauland (1) 88,9 % 

die Verkehrsflächen innere Erschl. (2) 11,1 % 

- = 100 % 

d) Es ergibt sich eine 

Bruttowohnungsdichte von 26,4 Wohnungen je ha Brutto-Wohnbauland (3) 

Nettowohnungsdichte von 29,7 Wohnungen je ha Netto -Wohnbauland (1) 
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D. Bodenordnende Maßnahmen 

Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes und um zweckmäßig gestaltete Grund¬ 

stücke sowie eine ordnungsgemäße Bebauung zu ermöglichen, ist eine Umlegung 

(§§ 45 ff BauGB) bzw. eine Grenzregelung (§§ 80 ff BauGB) nicht 

erforderlich. 

E. Erschließung 

1. Das Baugebiet erhält über den Goldachring und die St 2084 

Anschluß an das bestehende Wegenetz. 

2. Die im Bebauungsplan vorgesehenen Erschließungsstraßen sind bereits 

vorhanden. 

3. Die Wasserversorgung ist sichergestellt durch Anschluß an die vorhandene 

zentrale Wasserversorgungsanlage der "Isener Gruppe”. 

Der Anschluß ist ab sofort möglich, bzw. bereits vorhanden. 

4. Die Abwässer werden abgeleitet durch Anschluß an die vorhandene zentrale 

Kanalisation der Gemeinde Schwindegg. 

Der Anschluß ist ab sofort möglich, bzw. bereits vorhanden. 

Kanalnetz in Trenn - System. 

5. Die Stromversorgung ist sichergestellt durch Anschluß an das vorhandene 

Versorgungsnetz des ”EVU-Westenthanner”. 

Der Anschluß ist ab sofort möglich, bzw. bereits vorhanden. 

6. Die Beseitigung der Abfälle ist sichergestellt durch 

die Müllabfuhr des Landkreises Mühldorf a. Inn. 

7. Die Erschließung erfolgt vollständig durch die Gemeinde Schwindegg, 

ein Erschließungsvertrag ist nicht beabsichtigt. 

8. Die Finanzierung ist wie folgt vorgesehen: 

Die Mittel für den Eigenanteil der Gemeinde werden im Haushaltsplan bereit 

gestellt, die Umlage für die Erschließungskosten erfolgt nach den gültigen 

Satzungen. 

F. Voraussichtliche Auswirkungen und Verwirklichung der Planung 

1. Es ist nicht zu erwarten, daß die Verwirklichung der Planung sich nachtei¬ 

lig auf die persönlichen Lebensumstände der in dem Gebiet wohnenden oder 

arbeitenden Menschen auswirken wird. 

Ein Sozialplan (§ 180 Abs. 2 BauBG) ist daher nicht erforderlich. 

2. Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes sollen alsbald folgende Maßnahmen 

getroffen werden: 

a) Öffentliche Auslegung und Anzeigeverfahren - Bebauungsplan 

b) Straßenerschließung, Kanal und Wasseranschl. bereits vorhanden. 



H. Weitere Erläuterungen 
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1. Das Baugebiet ist seit ca. 20 Jahren bebaut und wurde vorher landwirtschaft 

lieh genutzt, Altlasten sind der Gemeinde nicht bekannt. 

2. Die rechtsverbindlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes "GOLDACHSIEDLUNG11 

in der Fassung vom 25.02.1972 mit Deckblatt Nr. 1 vom 12.09.1991 werden 

durch diese Bebauungsplan-Neuaufstellung aufgehoben. 

3. Die Baugrundstücke Parz. 72 bis 79 wurden in den Geltungsbereich einbezogen 

da. für dieses Gebiet bisher kein Bebauungsplan existiert. 

4. Bei den Parz. 68 bis 71 ist nur der Bestand dargestellt. Für diesen Bereich 

beabsichtigt die Gemeinde in nächster Zeit eine Überplanung im Zusammenhang 

mit der Bebauung beidseitig der St 2084 (Nutzung als Geschäftslage etc.). 

5. Der Begründung ist eine Pflanzliste beigefügt. 

(S) 1- Änderung vom 20.07.1993 

Hier wurden jene Änderungen bzw. Ergänzungen aufgenommen, die sich aus der 

TOB-Anhörung ergeben haben. Insbesondere trifft dies für die Immissions¬ 

schutz-Festsetzungen lt. Ziff. 24 zu. 

E)iese Begründung wurde zusammen mit dem Entwurf des Bebauungsplanes gemäß 

§ 3 Abs. 2 BauGB vom M.02-3 \mit -^3. C&‘,3 in Schwindegg, Rathaus Zi . .-3.. 

öffentlich ausgelegt. 



Architekt Th.Schwarzenböck Herzog-Albr.-Str.6, 84419 Schwindegg, Tel.08082/5252 

PFLANZLISTE ZUM BEBAUUNGSPLAN- ZIFF. 25 

(Standortgemäße, heimische Laubbäume und Sträucher) 

01 GROSSBÄUME: 

Pri vatbereich: 

öffentlicher.Bereich: 

Acer platanoides 

Acer pseudoplatanus 

Betula pendula 

Fagus silvatica 

Fraxinus excelsior 

Prunus avium 

Gbercus robur 

Tilia cordata 

02 KLEINBÄUME: 

Priyatbereich: 

Heister 2 xv., 200 - 250 cm Höhe 

Hochstämme 3xv., m.B. 14 - 16 cm STU 

Spitzahorn 

Bergahorn 

Sandbirke 

Rotbuche 

Gern. Esche 

Vogel-Kirsche 

Stieleiche 

Winterlinde 

Heister 2xv., 125 - 150 cm Hohe 

Obstbäume: Hochstamm 

Acer campestre 

Ainus glutinosa 

Carpinus betulus 

Cornus mas 

Sorbus aucuparia 

(wahlweise Obstbäume) 

03 STRÄUCHER: 

Feldahorn 

Schwarzerle 

Hainbuche 

Kornelkirsche 

Gern. Eberesche 

2xv., o.B. 100 - 150 cm 

Cornus mas 

Cornus sanguinea 

Corylus avellana 

Prunus spinosa 

Rhamnus frangula 

Salix caprea 

Sambucus nigra 

Sambucus racemosa 

Viburnum lantana 

04 HECKEN: 

Kornelkirsche 

Echter Hartriegel 

Haselnuß 

Schlehdorn 

Faulbaum 

Sal-Weide 

Holunder 

T rauben-Holunder 

Wolliger Schneeball 

2xv., o.B. 60 - 100 cm 

Acer campestre 

Carpinus betulus 

Fagus silvatica 

Feldahorn 

Hainbuche 

Rotbuche 

05 NEGATIVLISTE FÜR DIE BEPFLANZUNG: 

Chamaecyparis 

Ligustrum vulgare 

Taxus baccata 

Thuja 

Scheinzypresse (in allen Arten) 

Liguster 

Eibe 

Lebensbäum (in allen Arten) 

11-1992 


